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8. Freizeit - Verkehr - Planung

Rumr MsIEn

Freizeitverkehr als Umweltproblem

Der Freizeiwerkehr nimmt seit Jahren massiv zu. Er ist mit einem Anteil von 407o

aller zurückgelegten Personenkilometer @km) die bedeutendste Verkehrsart. Die

übrigen VerkehrsEäger haben geringere Anteile:

- Pendlerverkehr 307oPl<rn

- Nutzverkehr lT7oPkrrr

- Einkaufsverkehr l27oPlsrr

Das Auto spielt als Transportmittel die zentrale Rolle: Mehr als 807o der Freizeit-

mobilität enfallen auf den motorisierten Individualverkehr. Der öffentliche Veftehr

folgt mit 15Vo wd rund 57o machen die Fussglingerlnnen und das Velo aus.

Damit sind in den Agglomerationen, vor allem aber auch in den Erholungsräumen

des Rand- und Berggebietes enorme Umweltprobleme verbunden: Hohe Luft- und

Lärmbelastungen, Energieverbrauch, anhaltender Bodenverbrauch. Der wachsende

Freizeiwerkehr droht die intakten Freizeit- und Erholungsräume in Stadt und Land

zu zerstören (vgl. den Beitrag von Müller in diesem Band).

Allerdings sind für die Schweiz die Umweltbelastungen der Freizeinnobilität noch

nirgends in quantitativer Form erfasst; eine Lücke, die in absehbnerZeit geschlos-

sen werden sollte. Es lässt sich aber heute schon sagen, dass der Freizeiwerkehr

eines der grössten Umweltprobleme darstelll

99



Und noch ist keine Ende abzusehen - im Gegenteil. Der Freizeiwerkehr wird auch

in den kommenden Jahren ungebrochen mit jährlich 3Vo- 4Vo weiter wachsen. Dies

heisst, dass innert rund 15 Jahren eine Verdoppelung des Freizeitverkehrs einreten

wird, wenn keine wirksamen Gegenmassnahmen ergriffen werden oder der eher

unwahrscheinliche Fall eintitt, dass die umweltbelastende Freizeitmobilität auf-

grund individueller Entscheide zurückgeht.

Bekannte Ursachen

Über die wichtigsten Grtinde der Zunahme des Freizeiwerkehrs besteht weitgehend

Binigkeit. In Stichworten sind als Ursachen at nennen:

Die Erwerbsarbeitszeit nimmt ab und die Freizeit nimmt zu. Hinzu kommen

steigende Einkommen pro Kopf, die vermehrt in der Freizeit ausgegeben wer-

den.

Die Mobilität, insbesondere der motorisierte Individualverkehr ist zu billig: Die

hohen extemen Kosten des Verkehn werden nicht beachtet. Die individuelle

motorisierle Mobilität wird übermlissig konsumiert, zum Schaden von Gesell-

schaft, Wirtschaft und Umwelt.

Neue Freizeitaktivitliten wie Surfen, Deltasegeln sind vielmals mit mehr Ver-

kehr verbunden, vor allem mit mehr motorisiertem Individualverkehr. Die

neuen Angebote stossen dabei auf eine rege Nachfrage: Neue Freizeitaktivitäten

kommen dem Trend einer wachsenden Individualisierung der Lebenshaltung

entgegen. Der modeme I-ebensstil verlangt seinerseits, dass immer neue Freizeit-

aktivitiiten eingeübt werden können.

Die Wohnattraktivität und vor allem das Wohnumfeld verschlechtem sich teil-

weise durch mehr Verkehr, schlechtere Luft und zunehmende Lärmbelirtungen.

Fluchtbewegungen in noch intakte Erholungsräume nehmen tendenziell zu,

wobeiein intaktesWohnumfeld noch nichtunbedingt zu weniger Freizeifinobilität

führen muss. Ein hohes Einkommen oder ein extrovertierter lebensstil können

auch bei guter Wohnqualit?it zu mehr Freizeifnobilität führen.

- Mangelhafte Beachnrng der Freizeit in der Politik, insbesondere in der Raum-
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ordnungspolitik und der Raumplanung: Es fehlt eine Koordination der verschie-

denen Polit'ftbereiche, welche auf die Freizeitrnobilität einwirken. Die Politik ist

gegenüber der Freizeitmobilitiit relativ ratlos. Langfristige Überlegungen zugun-

sten einer zielgerichteten Steuerung der Freizeitmobilität fehlen weitgehend.

Der Freizeiwerkehr ist auf tiefgreifende Ursachen zurückzuführen, die star* mit der

gesamten wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entvvicklung verwoben sind. Ein-

fache Rezepte zur Beeinflussüng der Freizeinnobilität sind deshalb nicht zu envar-

ten. Trotzdem ist es aber eine vordringende Aufgabe, Strategien und Massnahmen

zu entwerfen, die mithelfen, den zerstörerischen Charakter des Freizeiwerkehrs zu

reduzieren.

Fehlende Strategien

Alle Faktoren weisen darauf hin, dass sich das Spannungsfeld Freizeit-Verkehr

weiter verschärfen wird. Obwohl diese Erkenntnis nicht neu ist, erstaunt es doch,

dass dem Thema Freizeiwerkehr bisher nur eine geringe Aufmerksamkeit zukommt.

Während der Pendlerverkehr und der Güterverkehr seit Jahren im Mittelpunkt der

öffentlichen Diskussion stehen und auch erfolgreich Strategien zur Beklimpfung der

gravierendsten Folgen entwickelt und teilweise auch angewandt werden, fehlen

diese für den Freizeiwerkehr weitgehend. Es besteht ein markantes Strategiedefizit,

das im wesentlichen auf zwei Gründe zurückzuführen ist:

Erstens ist die Freizeit (noch) kein anerkannter Politikbereich. Meinungsumfragen

zeigen, dass dies auch in Zukunft so bleiben soll. Dahinter verbirgt sich der teil-

weise verständliche Wunsch, dass zumindest die Freizeit frei von Eingriffen des

Staates zu bleiben hat. Mit der fehlenden Freizeitpolitik fehlt aber auch eine Grund-

lage, dass der Freizeiwerkehr als eine abgeleitete Nachfrage systematisch angegan-

gen werden kann. Ohne eine Analyse der Freizeitaktivitäten hlingen Aussagen über

die Freizeitnobiliüit im luftleeren Raum.

Ein zweiter Grund liegt in der Komplexität des Freizeiwerkehrs. Gegenüber dem

Pendlerverkehr, der gebündelt und zu bestimmten Zeiten auftritt, ist der Freizeit-

verkehr in verschiedener Hinsicht diffus, aber auch unberechenbar: Es werden keine
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eindeutigen Routen befahren. Sowohl der städtische wie vor allem auch der länd-

liche Raum wird beansprucht. Zudem spielen das Klima und das Wetter eine zen-

trale Rolle: Ausgeprägten Spitzenbelastungen stehen fla'ue Tniten gegenüber.

Bei der Planung und Steuerung des Freizeiwerkehr kann nicht auf einfache Regel-

mässigkeiten zurückgegriffen werden. Die Ungewissheiten sind etwa im Vergleich

zum Pendlerverkehr grösser. Handlungsorientiene Empfehlungen zugunsten eines

umwelwerträglichen Freizeitverkehrs erfordem also die Durchdringung komplexer

und recht ungewisser Zusammenhänge.

Ziele sehn: Vermeiden - Umlagem - Abbau der Belastungen

Es ist unabdingbar, dass die Probleme des Frcizeiwerkehrs vermeht angegangen

werden. Gefragt sind Strategien, die nach klarenZielenausgerichtet werden.

Vermeiden

In erster hioriät ist anzusteben, dass nicht noch mehr umweltbelastender Freizeit-

verkehr entsteht. Vermeidungsstrategien sind in den Vordergrund zu rücken. Seit

einiger TEit ist dafür das Schlagwort <Ferien auf Balkonien> geprägt worden. Ein

wichtiges Element der Vermeidungsstrategie ist die Aufivernrng der häuslichen

Tätigkeiten, der lokalen Verbundenheit und der sozialen Kontakte. Dazu gehören

die Bereitstellung von Gemeinschaftsräumen oder die Schaffrrng von Schrebergliten.

Ebenfalls sind alle Massnahmen zu beachten, die das Wohnumfeld verbessem. Der

Abbau der Umweltbelastungen ist dafrir ein entscheidender Ansatzpunkt (vgl. die

Beiträge von Fuhrer, Kaiser & Steiner sowie von Blumer in diesem Band).

U mw e ln ertr ö g li c h e V er kehr s mi tt e I

In zweiter Linie müssen Umlagerungen von den umweltbelastenden Verkehrs-

mitteln auf weniger belastende Verkehrsträger eneicht werden. Im Vordergrund

st€ht eine Umlagerung auf den l,angsamverkehr (zu Fuss, Velo) und den öffent-
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lichen Verkehr. Gefordert ist die gesamte Verkehrspolitik: Die extemen Kosten des

Verkehrs sind den einzelnen Verkehrsträgem anzulasten und der umweltvertrtigliche

Langsamverkehr ist gerade für den Freizeitbereich entschieden zu fördem.

Reduktion der verbleibenden Belasnngen

Die verbleibenden Belastungen aufgrund des Freizeiwerkehr sind nach Möglichkeit

zu reduzieren. Dazu gehören technische Massnahmen bei den Fahrzeugen, die

Errichtung von Lärmschutzwänden oder allenfalls der Bau von Umfahrungsstassen.

Die Reduktion der Belastungen ist vielmals mit einer Symptomtherapie gleich-

zusetzen.

Vielftiltige Ansatzpunkte

Abgestätzt auf die übergeordneten Ziele sind Massnahmen zu ergrcifen. Dabei

stehen drei Ebenen im Vordergrund:

Rahmenbedingungen des Bundes

- Massnahmen in den Agglomerationen oder den Quellgebieten

Massnahmen in den Erholungsräumen und in peripheren Räumen

Im Folgenden wird in exemplarischerWeise auf einzelne Massnahmen auf Bundes-

ebene und in den Agglomerationen eingegangen. Massnahmen in den Erholungs-

räumen werden hier nicht behandelt (vgl. den Beitrag von Dietiker & Holzinger in

diesem Band).

Die Komplexität und das diffuse Auftreten des Freizeitverkehrs hat zur Folge, dass

nicht mit einem Instrument alle Probleme gelöst werden können. Ein Allheilmittel

für den Freizeiwerkehr gibt es nicht. Vielmehr geht es dalum, bestehende Mass-

nahmen noch gezielter zugunsten eines umwelwefträglichen Freizeiwerkehrs ein-

zusetzen. Der Planung und der Koordination des bestehenden staatlichen Handlungs-

spielraumes ist somit ein grosser Stellenwert beizumessen. Es müssen aber auch

neue Wege gesucht werden, wenn der umweltbelastende Freizeitverkek tatsächlich

in den nächsten Jahren gedämpft werden soll.
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Aktionsbereiche des Bundes

Eine Übenichtderwichtigsten Massnahmen des Bundes, die direktund indirektauf

den Freizeitverkehr wirken (sollten), vermittelt die Übersicht 1. Dabei werden

bestehende Tätigkeitsfelder wie die Raumplanung und die Verkehrspolitik, aber

auch neue Massnahmen wie die Einführung von Ver{<ehrsabgaben angesprochen.

Übersicht l: Massnahmen des Bundes

- Strategische Planung des Bundesrates (Regierungsrichtlinien)

- Raumplanung

- Koordinierte Verkehrspolitik: - Strassenbau/lVlotorisierter Individualverkehr

- Offentlicher Verkehr

- Verursachergerechte Verkehrsabgaben

Freizeitverkehr als Anliegen des Bundes

Die strategische Planung des Bundesrates, die sogenannten Regierungsrichtlinien,

gehen weder auf die Freizeit noch auf den FreizeiWerkehr ein. Es fehlt somit eine

Grundlage für eine koordinierende Politik für die Bereiche Freizeit und Verkehr.

Eine Neuauflage der übergeordneten Bundesplanung sollte dieses Dehzit beheben:

Es gilt, die EnnvicHungstrends im Freizeitbereich aufzunehmen. Die wichtigsten

raumordnungspolitischen Zusammenhänge zwischen Freizeit und räumlicher Ent-

wicHung müssen aufgezeigt werden. Darauf abgestützt können die einzelnen

Sachplanungen auf die Thematik FreizeiWerkehr eingehen. Im Vordergrund stehen

die Raumplanung, der Tourismus und die Verkehrspolitik.

Raumplnnung

Im Raumplanungsbericht 1987 des Bundesrates werden wohl Grundsätze für die

Aufwertung der Siedlungsräume postuliert, was als Beitrag zur Vermeidung des

FreizeiWerkehrs gewertet werden darf. So wird eine Begrenzung der Siedlungs-
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gebiete vorgeschlagen und die Qualität der überbauten Gebiete soll vertessert

werden. Ebenfalls wird auf eine bessere Abstimmung der Siedlungsennvicklung

mit der Verkehrsentwicklung hingewiesen, insbesondere mit dem öffentlichen

Verkehr.

Der Raumplanungsbericht 1987 geht somit indirekt auf die Aspekte der Freizeit und

Verkehr ein. Wie sich aber im Folgenden am Beispiel der Verkehnpolitik zeigt,

haben sich diese Grundsätze in der konkrreten sachpolitik bisher kaum durchgeseat.

Ein überarbeiteter Raumplanungsbericht sollte noch stihker auf die Fragen der

Frcizeit eingehen. Im Vordergrund steht eine Abscträtzung der zuktinftigen Trcnds

im Freizeitbereich mit ihren räumlichen Auswirkungen. Darauf müssten die

Sachplanungen des Bundes (2. B. Verkehrsplanungen) besser abgestützt werden

und die nachgeordneten Ebenen (Kantone, Regionen) könnten die notwendigen

Koordinationsbestrebungen einleiten und die Flächenansprüche ausweisen.

Verke hrspo litik: B auphilo s o phie do minie rt

Die Verkehrspolitik des Bundes ist primär durch den weiteren Ausbau der Verkehrs-

wege geprägt. Diese Bauphilosophie ftihn dazu, dass die Eneichbarkeit innerhalb

und zwischen den Regionen laufend verbessert wird. h der Freizeit können längere

Strecken in noch kürzerer Zeit zurückgelegt werden. Die zusätzlichen verkehrs-

angebote laden dazu ein, noch mehr Freizeit mobil zu verbringen. Gewaltige finan-

zielle Ressourcen werden für die Förderung der Mobilität gebunden. Die zele einer

zukunftsgerichteten Freizeipolitik des vermeidens, des umlagems und des Redu-

zierens der negativen Auswirkungen bleiben weitgehend auf der Strecke.

Ausbau der Nationnl- un"d Hauptstrassen

Konkret sollen laut Nationalstrassenbauprogramm des Bundesrates in den nächsten

Jahren weitere 300 lon Nationalstrassen gebaut werden, in den Städten Basel, Bem

und Ztirich, aber auch als verbindungen in die ländlichen Erholungsräume. Die
Haupt- und Alpenstrassen sollen ebenfatls weiter ausgebaut werden. pro Jahr sind

dafür mehrere 100 Mio. Fr. vorgesehen. Diese Ausbauten werden vor allem den
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Tagestourismus weiter anheizen, was nicht im Einklang mit einem umwelWerträg-

lichen Freizeiwerkehr steht.

Fördcrung des öffentlichen Verkehrs

Im öffentlichen Verkehr besteht ein ausgezeichnetes Konzept Bahn+Bus 2000. Die

Verbindungen mit dem öffentlichen Verkehr zwischen den Regionen sollen rascher,

direkter und bequemer werden. Kapazitätssteigerungen von rund 607o waren damit

vorgesehen. Zusammen mit den geplanten Verbesserungen im intemationalen

Eisenbahnverkehr sind somit ideale Voraussetzungen geschaffen worden, um

substantielle Umlagerungen vom motorisierten Privatverkehr auf den öffentlichen

Verkehr zu erreichen. Von diesen zusätzlichen Angeboten könnte vor allem auch

der stark wachsende Freizeiwerkehr profitieren.

Allerdings ist es inzwischen htichst ungewiss, wann und ob überhaupt das Konzept

Bahn+Bus 2000 effektiv realisiert wird. Sechs Jahre nach Annahme von Bahn+Bus

2000 durch das Volk sind nur gerade wenige Aspekte des Konzeptes realisiert

worden. Beim Regionalverkehr und den Postautokursen soll das Angebot nicht

mehr ausgebaut werden, teilweise sogar abgebaut werden. Die Randregionen und

damit der Freizeiwerkehr sind davon unmittelbar negativ betroffen.

Die Gründe fiir die mangelnde Umsetzung des Konzeptes Bahn+Bus 2000 sind

primtir bei den schiefen Rahmenbedingungen des Verkehrs insgesamt zu suchen:

Einerseits steigen die extemen Kosten des Verkehrs laufend an. So weist vor allem

der motorisierte Individuatverkehr gewaltige Umweltkosten (Lärm, Luft) und Unfall-

kosten auf, die er selber nicht tragt. Erste Schätzungen gehen von rund 20 Mia. Fr.

aus, die in einem erheblichen Ausmass dem Freizeitverkehr zuzurechnen sind.

Anderseits steigen die Defizite des öffentlichen Verkehrs laufend an, da aus

Konkunenzgründen zum motorisierten Privatverkehr die Einnahmen nicht weiter

erhöht werden können. Preiserhöhungen des öffentlichen Verkehrs - und damit

Einnahmeverbesserungen - wdren nur möglich, wenn ein Verlust der MarkenEile

des öffentlichen Verkehrs in Kauf genommen würde.

In dieser Sinration ist es dringend notwendig, dass die Rahmenbedingungen für das

gesamte Verkehrssystem geändert werden, wenn die Zele eines umwelWerfäglichen
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Freizeitverkehrs eneicht werden sollen. Eine befriedigende Lösung des Freizeit-

verkehrs erforderl deshalb, dass neben den angebotsorientierten Anstrengungen zur

Umlagerung des Verkehrs entschiedene Schritte zur Erstellung der Kostenwahrheit

im Verkehr eingeleitet werden. Auf Bundesebene stellt dies die entscheidende

Massnahme zur Läsung des Freizeitverkehrs dar.

Verkehrsabgaben: Benzinpreiserhöhung auf drei Franl<en

Die Intemalisierung der externen Kosten beim motorisierten Individualverkehr kann

am einfachsten über eine Erhöhung des Benzinpreises realisiert werden. Dabei ist

ein etappenweises Vorgehen ins Auge zu fassen. Während mehreren Jahrcn ist in

konstanten Schritten ein Preisanstieg in die Wege zu leiten. Falls eine volle

Inüemalisierung der externen Kosten angestrcbt wird, ist eine Verdreifachung des

Benzinpreises von heute I Fr. pro Liter auf mindestens 3 Fr. anzustrpben. Konkret

müssten also die Benzinpreise pro Jahr um 20 Rp. ansteigen, damit sie innert zehn

Jahren real die Höhe von 3 Fr. erreichen.

V o rt e ilhaft e Ausw ir hm g en

Es stellt sich natürlich die Frage, was derartige Benzinpreiserhöhungen effektiv

bewirken: Es ist mit einer Reduktion des Verkehrsaufkommens von mindestens

20Vo n rechnen. Die Verkehrsabnahmen sind dabei in den Agglomerationen und

beim Freizeiwerkehr überdurchschnittlich.

Es werden aber nicht nur die gefahrenen Kilometer in der Freizeit reduzien. Ein

Umsteigen auf Motoren mit einem geringeren Benzinverbrauch würde eingeleitet.

Damit ist eine Abnahme der Umweltbelastungen verbunden (COr-, NO*-Ausstoss

usw.). Zudem werden umwelfreundlichere Verkehrsmittel bessergestellt (zu Fuss

gehen, Velo, öffentlicher Verkehr).

Der Tagestourismus über längere Distanzen wird wohl bei höheren Benzinprcisen

tendenziell eingedämmt. Die Erholungsräume in den Berggebieten werden damit

ftir den Aufenthaltstourismus attraktiver. Längerfristig werden die wertschöpfungs-

intensivercn Formen des Tourismus bevorzugt. Die Fremdenverkehrsorte müssen
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sich auf eine EnnvicHung einstellen, die durchaus in ihrem mittel- und längerfristigen

Interesse liegt.

Grundsätzlich ist die Einführung von Verkehrsabgaben die geeignetste Massnahme,

den Freizeitverkehr in umwelfreundlichere Bahnen zu lenken. Das anreizorientierte

Vorgehen von Verkehrsabgaben kommt einer freiheitlichen Beeinflussung des

Verkehrsverhaltens entgegen. Mit sanftem Druck wird ein vemünftigerer Umgang

mit der Mobilität eingeleitet.

Agglomerationen

Der Freizeiwerkehr nimmt auch in den Agglomerationen laufend zu. Hier sind es

- neben den generellen Ursachen der Freizeitmobilität - vor allem die sportlichen

Betätigungen, die Teilnahme an kulturellen Veranstaltungen und die Naherholung,

die zur Freizeitrnobilität beitragen. In Übersicht 2 wird eine Übersicht bereits beste-

hender und neuer Massnahmen vermittelt, die zu einem umwelfreundlichen Freizeit-

verkehr beitragen können. Wiederum handelt es sich grösstenteils um Massnahmen,

die wohl bereits eingesetzt, aber noch zu wenig gezielt ausgerichtet werden.

Übersicht 2: Massnahmcn in den Agglomerationen

Standortpolitik von Freizeitanlagen und Infrastrukturen:

- PlanerischeMassnahmen

- Festlegung der optimalen Standorte

Verbesserung des Wohnumfeldes in den Agglomerationen

- Wohnstrassen

- Raum- und Platzgestaltung

- Parkplatzpolitik: - Anwohnerprivilegierung/Park*artenmodell

- Parkplätze der Privaten

- Tempo 30
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Neuorientierung dcr Planung von Fre izeitonlngen

Bisher dominiert meistens eine rein nachfrageorientierte Betrachtung bei der Pla-

nung von Freizeitanlagen: Die Bedürfnisse der Direktinteressierten werden auf-

genommen, Projekte werden entworfen und Standorte für die konkrete Realisierung

werden gesucht. In der Regel richtet sich diese nach der Verfügbarkeit des Bodens.

Die Fragen der Verkehrserschliessung werden eher zweitrangig behandelt. Eine

hierarchisch logische Einordnung von Freizeitanlagen in bestehende Siedlungs-

strukturen findet kaum statt.

Auch bestehen praktisch keine Planungsgrundsätze, welche eine sinnvolle Verknüp-

fung mit dem öffentlichen Verkehr verlangen. Zudem werden Mehrfachnutzungen

bei Freizeitanlagen an wenig geprüft und angewandt.

Eine umfassende Planung ist somit ein dringendes Anliegen. Längerfristig berach-

tet kann damit am ehesten ein Beitrag zum Vermeiden von Freizeitverkehr erbracht

werden.

Die Wahl der optimalcn Standorte von Freizeitanlngen

Der Standort der Freizeiteinrichtungen hat auf das Verkehrsaufkommen und die

Verkehrsmittelwahl einen grossen Einfluss.

Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass spezialisierte Freizeiteinrichtungen, d. h.

Einrichtungen die nur von einem beschränkten Personenkreis beansprucht werden,

zentral anzusiedeln sind. Beispielsweise gehört ein Stadttheater aufgrund von Ver-

kehrsüberlegungen ins Zentrum einer Agglomeration. Andemfalls werden riesige

Verkehrsströme provoziert, die nicht vom öffentlichen Verkehr aufgenommen wer-

den können.

Hingegen sind die Freizeiteinrichtungen des täglichen Bedarfs mit einem breiten

Benutzerkreis möglichst nahe bei den Wohnstandorten zu lokalisieren. Beispiels-

weise ist es wichtig, dass eine attraktive Umgebung ftir den täglichen Spaziergang

besteht oder Schrebergärten in der Nähe der Wohnstandorte zu finden sind.

Die optimale Lokalisierung von Freizeitanlagen ist vertieft zu untersuchen. Verbes-

serte Grundlagen müssen in die Planung von Freizeitanlagen einfliessen. Nicht
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in jedem Fall ist eine reine Durchmischungsstrategie zu empfehlen. Je nach Benut-

zerkrcis einer Frcizeianlage ist die Zßnlaahtl;t im Siedlungssystem anders zu defi-

nieren.

Verbesserungen des Wohnumfeldes in den Agglomerationen

In diesem Bereich sind in den letzten Jahren erste Fortschriüe erreicht worden. Ende

der 70er Jahre wurde das Quartier in der Raum- und Verkehrsplanung zu einem

gewichtigen Thema. Auf verschiedenen Ebenen wurde angesetzL

Wohwtrassen, Raum- und Platzgesnltung

Wohnstrassen ste[ten anfangs der 80er Jahre den Einstieg zu einem neuen Quartier-

verständnis dar. In einigen Fdllen konnten positive verkehrsberuhigende Wirkungen

erzielt werden. Nebenstrassen und Plätze sind zum Verweilen und Spielen ein-

gerichtet worden. Die Abstellplätze für Autos werden konzentrierter angeordnet.

Allerdings sind in verschiedenen Städten der Schweiz nur eine beschränkte Zahl

von Wohnstrassen eingerichtet worden. Aus verschiedenen Gründen ist der Elan

gebrochen, Wohnstrassen einzurichten: So konnte die ursprünglich vorgesehene

Mitrvirkung der Bevölkerung bestenfalls in der Startphase eneicht werden. Es

stellte sich relativ rasch heraus, dass die Einrichtung von Wohnstrassen mit einem

grossen Planungs- und Vollzugsaufwand verbunden ist. Die komplizierten Ver-

fahren schreckten die Bevölkerung zunehmend ab.

Im weiteren konnten die Fragen der Parkplatzregelung und Temporeduktionen

(Tempo 30) nicht befriedigend gelöst werden. Ebenfalls ist die Erstellung von

Wohnstrassen sehr lokal orientiert. Zu recht wird die reine Verlagerung der Verkehrs-

probleme in die benachbarten Strassenzüge beHagt.

Gefragt waren deshalb flächendeckende Konzepte, die vor allem das Verkehrs-

aufkommen und die Verkehrsgeschwindigkeit angehen sollten. l,angsam setzte

sich die Erkenntnis durch, dass die Parkplatz- und Tempofragen umfassend und

neu geregelt werden müssen, um wieder eine höhere Wohn- und Freizeiqualität

in den Agglomerationen zu erreichen.
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Parkplatzpolitik

Die Parkplatzpolitik rückte meh,r und mehr ins Zentnrm des Interesses. Mit der

Einführung von blauen Zonen wurde ein geeigneter Weg gefunden, die Anwohner

gegenüber auswärtigen Parkierem zu privilegieren. Die bisherigen Erfahrungen mit

der Anwohnerprivilcgierung (Parkkartenmodell) sndrecht ermutigend: Die Anzahl

Fahrzeuge in den Quartiercn mit blauen Zonen konnte erheblich reduziert werden.

Die Pendler können tatsächlich aus den Quartieren verdrängt werden. Eine Ab-

nahme um rund die Hälfte konnte festgestellt werden. Ebenfalls haben sich die

Immissionen zurückgebildet (Uirm, Abgase).

Keineswegs ist aber das Parkkartenmodell ein Allheilmittel. Zwei Problemkreise

zeichnen sich mit aller Deutlichkeit ab: In zentrumsnahen Gebieten kann das

System blaue ZonelParkkartenmodell zu einer Zunahme des Kundenverkehn als

Kurzparkierer führen. Damit tritt eine Zunahme der Verkehrsbewegungen ein. Das

System ist somit nur in rclativ peripheren Stadtgebieten tauglich. Zudem werden

mit diesem Modell die privaten Parkplätze nicht erfasst. Diese sind im Verhältnis

zu den öffentlichen Parkplätzen in der Regel ausschlaggebend frir das Verkehrs-

aufkommen in einem Quartier.

Folglich sind weitere Schritte gefragt, wenn die Wohnattraktiviüit gesteigert werden

soll. Ein Ansatz stellt die Reduktfun des Parkplatznormbedarfes dar: Es sollte nicht

mehr verlangt werden, dass bei neuen Wohnungen oder Umbauten mindestens ein

oder sogar zwei Autoabstellplätze erstellt werden müssen. Ebenfalls sind die Anfor-

derungen an die Erstellung von Parkplätzen bei Industrie-, Gewerbe- oder Dienst-

leistungsgebäuden zu reduzieren. Vorbildlich sind die Werte in der Stadt Bern,

indem für l0 fubeitsplätze I Autoabstellplatz und auf 2 Wohnungen ein Auto-

abstellplatz verlangt werden. Allerdings wird mit der Reduktion des Normbedarfes

<nun> das zukünftige Wachstum der Parkplätze gebremst. Die vorhandenen pri-

vaten Parkplätze werden nicht angetastet. Erste Schritte zu einer Reduktion der

bestehenden Parkplätze werden im Zürcher Baugesetz vorgeschlagen: In speziellen

Fällen können die bestehenden Parkplätze reduziert werden. Konkrete Erfahrungen

mit dieser neuen Bestimmung bestehen aber noch nicht.

Eine weitere Möglichkeit stellt die Erhebung von Parkplatzabgaben dar. Bei einer
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Beachtung der Boden-, Bau- und Unterhaltskosten frir Parkplätze müssten je nach

Standortund Standard (ungedeckt, überdacht) zwischen 100 Fr. und 4ffi Fr. pro

Monat bezahlt werden. Kostendeckende Parkplatzpreise würden zu einer weiteren

Verkehrsberuhigung in den Wohnquartieren führen.

B e urt e ilun g dc r V e r kchr sb eruhi gun g s mas s nahmc n

Die eingeleiteten Verkehrsberuhigungsmassnahmen in den Quartieren stellen einen

Fortschritt dar. Ein gewisser Beitrag zu wohnlicheren Umgebungen ist unüberseh-

bar. Ein spürbarer Einfluss auf eine geringere Freizeinnobilität kann aber noch nicht

festgestellt werden. Dazu müssen die Anstrengungen entschieden intensivieft wer-

den. Eine Vereinfachung der Massnahmen anr Verkehrsberuhigung ist dringend

notwendig. Zudem sind die unterschiedlichen Instrumente wie Tempo 30, Trottoir-

parkierverbot, Platzgestaltung usw. noch besser aufeinander abzustimmen.

Schlussbemerkungen

Der Freizeiwerkehr stellt ein komplexes Phdnomen dar, das noch wenig erforscht

ist. Ebenfalls fehlen umfassende Strategien, um die massive Zunahme des moto-

risierten Individualverkehrs einzudämmen. Wohl bestehen einige Ansätze zugun-

sten eines umwelwerträglicheren Freizeitverkehrs. In den Agglomerationen stehen

die Bemühungen der Verkehrsberuhigung in den Quaflieren im Vordergrund. Die

Anstengungen müssen intensiviert werden, wenn verhindert werden soll, dass der

FreizeiWerkehr sich nicht alle 15 Jahre verdoppelt. Auf Bundesebene ist die Ein-

führung von Verkehrsabgaben zu befärworten.
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